
jenes Vertrauensverhältnis begründet, auf dem die Zu­
sammenarbeit zwischen der Bevölkerung und den 
Volksvertretern und damit der Volksvertretung beruht. 
Der Volksvertreter ist das wichtigste Bindeglied 
zwischen dem Bürger und dem Staat. Diese Verbindung 
beginnt bei der Wahl mit der Vorstellung. Sie setzt sich 
dann in der Tätigkeit der Volksvertretungen fort. Hier 
kommt die politische Führung zu ihrer breiten Ent­
faltung. Dieses Vertrauensverhältnis ist die Grundlage 
der gesamten Tätigkeit unserer Volksvertretungen bei 
der Leitung des sozialistischen Aufbaus.

Der Herstellung einer engeren Verbindung der Wäh­
ler mit ihren Abgeordneten dient auch noch eine andere 
bedeutsame Neuregelung des Wahlgesetzes: die Wahl 
nach Wahlkreisen. Die Wahl zu den örtlichen Macht­
organen vom Bezirk bis zum Kreis sowie zu den Ge­
meindevertretungen in Gemeinden mit mehr als 2000 
Einwohnern „erfolgt in Wahlkreisen“ (§ 17 des Wahl­
gesetzes). Gab es bei den vorhergehenden Wahlen eine 
geschlossene Liste, in der alle Kandidaten für die be­
treffende Volksvertretung aufgeführt waren, so wird 
nach dem neuen Wahlgesetz das Territorium jedes Be­
zirkes, jedes Kreises und auch jeder Gemeinde mit über 
2000 Einwohnern in Wahlkreise eingeteilt, in denen 
besondere Listen für die zu wählende Volksvertretung 
aufgestellt werden. So wählen die Bewohner nicht wie 
bisher die Gesamtliste, sondern die Gruppe der Abge­
ordneten, die für die betreffende Volksvertretung in 
ihrem Wahlkreis nominiert wurde. Damit wurde die 
Forderung erfüllt, die Walter Ulbricht auf dem 28. Ple­
num des ZK der SED stellte, als er ausführte:

„Man muß auch nachdenken über Änderungen 
unseres Wahlsystems. Die bei uns übliche Praxis 
der Durchführung von Wahlen sichert nicht in ge­
nügendem Maße die feste Verbindung zwischen 
Wählern und Abgeordneten. Wir sind der Meinung, 
daß die Wahlordnung zu den Volksvertretungen 
entsprechend geändert werden muß, damit die 
Wähler ihre Abgeordneten besser kennen und auch 
nach den Wahlen eine ständige Kontrolle über 
deren Tätigkeit ausüben können“4).

Da jetzt jeweils nur eine kleinere Zahl von Abgeord­
neten in jedem Wahlkreis gewählt wird, kennen die 
Wähler ihre künftigen Volksvertreter besser; sie haben 
mit ihnen eine engere Verbindung und können so 
leichter an die vor der Volksvertretung stehenden Auf­
gaben herangeführt, besser mit den Beschlüssen be­
kanntgemacht und für die Mitwirkung bei ihrer Lösung 
gewonnen werden. Die Wahlkreise, in denen zu den 
Volksvertretungen gewählt wird, werden von den alten 
Volksvertretungen selbst festgelegt. Das gleiche gilt für 
die Zahl der in jedem Wahlkreis zu wählenden Abge­
ordneten (§ 7 des Wahlgesetzes). Die alten Volksver­
tretungen legen auch die Gesamtzahl der Abgeordneten, 
deren Mindest- und Höchstzahl durch das Wahlgesetz 
selbst (§ 6 des Wahlgesetzes) bestimmt sind, fest.

Die Kreistage, die Stadtverordnetenversammlungen 
der kreisfreien Städte und die Gemeindevertretungen 
der großen Gemeinden bereiten die Einteilung ihrer 
Territorien in Wahlkreise vor. Dabei treten sehr unter­
schiedliche Tendenzen hervor. Zum Teil werden wenige 
große, zum Teil viele kleine Wahlkreise vorbereitet. 
Daraus ergeben sich große Unterschiedlichkeiten in der 
Zahl der auf die einzelnen Wahlkreise entfallenden 
Abgeordneten. Manche großen Gemeinden bereiten die 
Schaffung einer großen Anzahl kleinerer Wahlkreise 
vor, so daß mitunter nur drei Abgeordnete für den 
einzelnen Wahlkreis verbleiben. Das aber bedeutet eine 
schädliche Zersplitterung der Kräfte. Die Frage der 
Vorbereitung der Wahlkreiseinteilung wird noch zu 
sehr unter dem Gesichtspunkt der Durchführung der 
Wahl gesehen. Nicht genügend wird berücksichtigt, daß 
es erforderlich ist, arbeitsfähige Abgeordnetengruppen 
zu schaffen, die nach der Durchführung der Wahl große 
Aufgaben unter der Bevölkerung zu erfüllen haben. 
Die in den Wahlkreisen gewählten Abgeordnetengruppen 
sind in besonderem Maße dazu berufen, die Beschlüsse 
ihrer Volksvertretungen auch in die unteren Vertretun­
gen zu tragen — so die Abgeordneten des Kreistages in 
die Gemeindevertretungen ihres Wahlkreises — und auf
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der Grundlage der Beschlüsse des Kreistages den Ge­
meindevertretern Hilfe bei deren Durchführung zu ge­
währen.

Die Zahl der in einem Wahlkreis aufgestellten Abge­
ordneten soll in der Regel nicht weniger als fünf, nicht 
mehr als achtzehn betragen. Zu erstreben ist daher 
nicht nur die Auswahl von für die Arbeit qualifizierten 
Abgeordneten, die die Probleme der einzelnen Wahl­
kreise kennen, sondern auch eine derartige Bildung von 
Wahlkreisen, daß in ihnen bestimmte Schwerpunkte 
vorhanden sind, auf deren Lösung sich dann die hier 
gewählten Abgeordneten konzentrieren. So sollen z. B. 
Gebiete mit vorwiegend landwirtschaftlichen Aufgaben 
als Wahlkreise gebildet werden, ebenso Gebiete mit 
vorwiegend industriellen Aufgaben oder solchen des 
Handwerks usw. So wird es sich günstig auswirken, 
wie es jetzt vielfach vorgeschlagen wird, die MTS- 
Bereiehe als Wahlkreise zu bestimmen; ebenso die 
Kreisstadt selbst zu einem Wahlkreis zusammenzu­
fassen, oder — in besonders großen Kreisstädten — 
mehrere Wahlkreise der Kreisstadt zu bilden. Das 
erleichtert nicht nur die Arbeit der Abgeordneten in 
den Wahlkreisen, sondern ihre politische Arbeit wird 
auch dadurch qualifiziert, daß sie sich auf einen be­
stimmten Schwerpunkt konzentriert.

Im Zuge der Entwicklung der letzten Jahre hat sich 
eine solche Praxis herausgebildet, daß bestimmte Abge­
ordnete der Bezirkstage und auch einiger Kreistage 
den Volksvertretern der Kreise oder Gemeinden Hilfe 
gewähren. Diese Ansätze erfahren jetzt ihren systema­
tischen Ausbau. Es ist klar, daß die Zusammenarbeit 
eine engere sein wird, wenn die Abgeordneten, die in 
einem Wahlkreise arbeiten, von der Bevölkerung un­
mittelbar gewählt werden, wie es das Wahlgesetz vor­
sieht. Die Hilfe, die die Abgeordneten des Bezirkstags 
der Bevölkerung und damit auch den Abgeordneten 
der unteren Volksvertretungen für die Durchfüh­
rung der Beschlüsse des Bezirkstags gewähren, trägt 
auch dazu bei, die Tätigkeit der unteren Volksvertre­
tungen fest auf den Boden dieser Beschlüsse zu stellen. 
Dasselbe gilt für die Tätigkeit der Abgeordneten der 
Kreistage. So werden die einzelnen Organe enger mit 
der gesamtstaatlichen Politik verbunden, und die Ein­
heitlichkeit der Politik unserer Staatsmacht kommt zur 
stärkeren Durchsetzung. Breiter entfaltet sich damit auch 
der Tätigkeitsbereich jeder örtlichen Volksvertretung, 
tatkräftiger kann sie ihre Initiative und Eigenverant­
wortlichkeit entwickeln. Weiter öffnen sich die Tore für 
die Mitwirkung der Bevölkerung an der Lösung der ge­
stellten Aufgaben und damit für deren aktive gesell­
schaftliche Tätigkeit. Durch diesen Ausbau der Leitungs­
tätigkeit der oberen örtlichen Volksvertretungen gegen­
über den Mitgliedern der unteren hilft das neue Wahl­
gesetz einen wichtigen Grundsatz unserer staatlichen 
Tätigkeit zur weiteren Entwicklung zu bringen: den 
Grundsatz des demokratischen Zentralismus.

Diese stärkere Verbindung der örtlichen Machtorgane 
mit den Massen auf der einen, mit der gesamtstaatlichen 
Leitung auf der anderen Seite — zwei Seiten, die eng- 
stens zusammengehören — erfordert eine Qualifizierung 
der Tätigkeit der örtlichen Machtorgane selbst. Dazu 
eröffnet das neue Wahlgesetz den Weg. Die Zahl der Ab­
geordneten für die örtlichen Volksvertretungen wird 
entscheidend vergrößert. Durchschnittlich werden 33 bis 
50 Prozent mehr Abgeordnete in die örtlichen Volksver­
tretungen einziehen, als bisher in ihnen vertreten waren. 
Die Stadtverordnetenversammlungen der kreisfreien 
Städte haben nach dem Wahlgesetz die Möglichkeit, ihre 
Mitgliederzahl zu verdoppeln (§ 6 des Wahlgesetzes). 
Dazu werden noch Nachfolgekandidaten aufgestellt. Ihre 
Anzahl beträgt ein Drittel der Zahl der Kandidaten, die 
unmittelbar für die Volksvertretungen kandidieren. 
Etwa 215 000 Kandidaten werden aufgestellt, dazu 75 000 
Nachfolgekandidaten, so daß am Wahltag im ganzen 
290 000 Bürger zur Wahl stehen. Das ist von großer 
Bedeutung für die Stärkung der Staatsorgane und da­
mit unserer Staatsmacht selbst.

So wird jetzt eine größere Zahl unserer Bürger im 
Kollektiv der Volksvertretungen an der Herausarbeitung 
der Entscheidungen, die für die Entwicklung des Kreises, 
der Stadt und der Gemeinde von großer Bedeutung sind, 
mitarbeiten. Das Kollektiv der Volksvertretungen aus­
zubauen und dadurch günstigere Voraussetzungen für 
die Kollektivität der Arbeit der Volksvertretungen zu
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